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isarar Partei

Klärung wurde, weil die fortschrittlichen Maßnahmen auf 
den Widerstand dieser Kräfte stießen, die von parteifeind­
lichen Elementen Unterstützung fanden.

Was lehrt das Magdeburger Beispiel der Partei?

Die ehrliche, sachliche und harte Kritik und Selbstkritik, 
die der Landesvorstand und die Mitglieder der Magde­
burger Parteiorganisation Vornahmen, half der Partei, die 
Fehler und Mängel aufzudecken. Sie war die notwendige 
Voraussetzung zur Bereinigung dieser eingangs geschilder­
ten Läge. Gerade das Magdeburger Beispiel zeigt mit aller 
Deutlichkeit, daß die Kritik und Selbstkritik die wichtigste 
Methode für die Vorwärtsentwicklung unserer Partei und 
für die erfolgreiche Entfaltung unseres Kampfes ist. Nur mit 
Hilfe der Kritik und Selbstkritik kann das Alte und über­
lebte, das Morsche und Faule überwunden und dem Neuen 
zum Durchbruch verholten werden.

Das Magdeburger Beispiel lehrt die ganze Partei, daß 
die Kritik und Selbstkritik für die Erziehung der Mitglieder 
und Kader unserer Partei eine bedeutende, nicht zu unter­
schätzende Rolle spielt. Viele Genossen, die an den Tagun­
gen in Magdeburg teilnahmen, erklärten, daß sie eine ganze 
Reihe Probleme und Aufgaben nunmehr mit ganz anderen 
Augen betrachten und diese Auseinandersetzung für sie 
eine Schule der Erziehung und Aufklärung war. Je besser 
unsere Partei lernt, Kritik und Selbstkritik anzuwenden, je 
besser wir diese Methode als notwendiges Entwicklungs­
gesetz einer marxistisch-leninistischen Partei verstehen 
lernen, desto leichter wird es sein, Fehler aufzudeeken und 
zu überwinden. Wer die Kritik und Selbstkritik hemmt oder 
gar verneint, bremst die Entwicklung und hindert die Partei, 
sich von den vorhandenen Schwächen zu befreien. Deshalb

muß gerade die Kritik und Selbstkritik zu einer ständigen 
systematischen Arbeitsmethode in der Partei werden.

Sicherlich hätte diese Klärung zu einem früheren Zeit­
punkt stattfinden können, wenn die verantwortlichen Lei­
tungen aufmerksamer und aufgeschlossener auf die Signale 
von oben und unten gehört hätten. Es gab davon viele und 
eindeutige. Besonders wichtig ist, daß die Parteileitungen 
ein offenes Ohr für die Kritik der Mitglieder und parteilosen 
Menschen haben. Diese Kritik ist nicht immer vollendet, 
sie ist vielleicht schlecht formuliert, aber jede Parteileitung 
und jeder Parteiarbeiter muß hellhörig werden, wenn er 
die Worte hört: „Das gefällt mir nicht!" Die Massen lehren 
und von den Massen lernen — dieser Leninsche Grundsatz 
muß auch in unserer Partei gelten. Deshalb ist die Kritik 
„von unten" besonders wichtig und wertvoll. Aufgabe der 
Leitung ist es, diese kritischen Meinungen zu prüfen, die 
Schlußfolgerungen daraus zu ziehen und die Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeit zu ergreifen. So sollten die 
Mitglieder und Kandidaten der Partei sowie die fortschritt­
lichen Kräfte zur Überwindung der Schwächen mobilisiert 
werden.

Die in Magdeburg begonnene Kritik und Selbstkritik, die 
rücksichtslose Bloßlegung der Fehler und Mängel wird zur 
allseitigen Verbesserung der Arbeit führen, wenn sich alle 
Grundorganisationen mit diesen Fragen beschäftigen und 
prüfen, wie ihre Arbeit verbessert werden kann.

Zwei Voraussetzungen für die richtige und ständige An­
wendung der Kritik und Selbstkritik

Magdeburg und viele andere Beispiele zeigen, daß die 
Partei ernsthaft begonnen hat, sich der Methode der Kritik 
und Selbstkritik zu bedienen. In der Vorbereitung zum 
III. Parteitag muß diese Methode noch viel stärker zur An­
wendung kommen, indem wir die notwendigen Bedingun­
gen für die breite Entfaltung der Kritik und Selbstkritik 
schaffen.

Die erste Bedingung besteht in der Verbesserung der 
Parteierziehungs- und Aufklärungsarbeit. Das ständige Stu­
dium der Lehren des Marxismus-Leninismus, die Erkenntnis 
der Entwicklungsgesetze der Gesellschaft erlaubt uns, von

ausgestellt und als eine der Ursachen des 
unbefriedigenden Magdeburger Wahlresul­
tats des Dritten Deutschen Volkskongresses 
in Magdeburg festgestellt.

Bei der Umbildung zum Kreisvolksaus­
schusses der Nationalen Front des demo­
kratischen Deutschland und bei der Bildung 
der Stadtteilausschüsse wurde der Charak­
ter dieser Ausschüsse als Kampforgane 
des nationalen Befreiungskampfes voll­
kommen verkannt. Die führende Rolle der 
Arbeiterklasse kam darin nicht zum Aus­
druck. Es waren im Kreisausschuß unter 
83 Personen nur 2 Arbeiter, in den 18 Stadt­
teilausschüssen von 649 Personen nur 101 
Arbeiter vertreten. Auch die führende Rolle 
der Partei wurde verkannt. Eine Bestäti­
gung dazu ist das Rundschreiben des Demo­
kratischen Blocks vom 30. Januar, in dem 
den Stadtteilausschüssen die Aufgabe ge­
stellt wurde, möglichst parteilose Vor­
sitzende zu wählen. <

Mangelnde Wachsamkeit
in den Verwaltungsorganen

Die Stadtverwaltung in Magdeburg kann 
man nicht als staatliches Machtorgan der 
Werktätigen unter der Führung der Ar­
beiterklasse betrachten. Dies findet seinen 
Ausdruck in der rein formalen Durchfüh­
rung der Verwaltungsaufgaben, an der per­
sonellen Zusammensetzung der Verwal­
tung, was die soziale Herkunft anbe­

langt, und in dem starken Vorhandensein 
offener partei- und volksfeindlicher Ein­
stellungen bei Genossen in der Verwaltung. 
Der Genosse Stadtrat E r f u r t z. B. vertritt 
die Auffassung, daß unsere Bodenreform 
falsch durchgeführt ist. Seiner Meinung nach 
hätten die Großgrundbesitzer und Junker 
entschädigt werden müssen. Trotz auf­
klärender Diskussion blieb er auf diesem 
Standpunkt stehen.

In der Frage des Potsdamer Abkommens 
vertrat Genosse Erfurt die Auffassung, daß 
dieses Abkommen von den imperialistischen 
Mächten in der ehrlichen Absicht unter­
zeichnet worden wäre, es einzuhalten. Das 
heißt, sie hätten den Willen gehabt, in 
Westdeutschland die Entmilitarisierung und 
Demokratisierung durchzuführen, aber sie 
seien durch die weitere Entwicklung ge­
zwungen worden, von ihrer ehrlichen Ab­
sicht abzugehen.

Diese Einstellung gegenüber den Spaltern 
Deutschlands erklärt sich aus seiner Ver­
bindung zu westlichen Agenten.

Von dem Genossen R o s e  ist uns be­
kannt, daß er kosmopolitische Gedanken­
gänge vertritt und jede politische Mit­
arbeit in der Partei aus „gesundheitlichen 
Gründen" ablehnt, ebenfalls bei dem Ge­
nossen К о ß wird sichtbar, daß er keiner­
lei politische Arbeit leistet und alle Dinge 
nur vom fachlichen Standpunkt sieht. We­
sentlich ist dabei, zu beachten, daß der Zu­

sammenschluß der Arbeiterparteien zur 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
an ihm spurlos vorübergegangen ist. Noch 
im Jahre 1949 erklärte er nach einer Mei­
nungsverschiedenheit mit einem Genossen 
über Fragen der Baulenkung: „Also habe 
ich recht gehabt und nicht der Kommunist."

Obwohl dem Genossen E b e r h a r d  diese 
Gefahren bekannt sein mußten, denn er war 
für die Berufung der Mehrzahl der oben an­
geführten Genossen in die Stadtverwal­
tung verantwortlich, hat er jegliche Gegen­
maßnahmen unterlassen. Der Genosse Eber­
hard hat trotz wiederholter eingehender 
Diskussion über diesen Zustand die Situa­
tion nicht erkannt und festgelegte Maß­
nahmen nicht durchgeführt oder die Durch­
führung verzögert (Angelegenheit N a d e r -  
m a n n . S t r a n z ,  F i s c h e r  usw.). Diese 
Haltung war parteischädigend und förderte 
den Einfluß parteifeindlicher Elemente.

Diese Tatsachen zeigen, daß die auf der 
Landesdelegiertenkonferenz im Dezember 
1949 aus der Affäre Herwegen—Brundert 
gezogenen Schlußfolgerungen von den Ge­
nossen in der Stadtverwaltung nicht be­
achtet wurden. Damals wurde beschlossen, 
die Klassenwachsamkeit gegenüber partei- 
und volksfeindlichen Elementen schnell zu 
entwickeln.

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den an­
deren Verwaltungen in Magdeburg.

Besonders kraß ist die Lage im Amt für
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